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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Bodenrecht

Der Bundesrat empfahl die Ende 2007 von der Stiftung Helvetia Nostra eingereichte
Volksinitiative für die Einschränkung des Baus von Ferien- und anderen
Zweitwohnungen („Schluss mit uferlosem Bau von Zweitwohnungen!“) zur Ablehnung.
Die Forderung, dass in keiner Gemeinde der Anteil von Ferienwohnungen mehr als 20%
der Gesamtfläche des Wohnungsbestandes betragen darf, sei für die
Tourismusregionen viel zu restriktiv. Sie würde für einen Grossteil der auf den
Fremdenverkehr ausgerichteten Gemeinden praktisch einem Baustopp gleichkommen
und damit die Bauwirtschaft ruinieren. Heute fällt die Kompetenz zur Regulierung des
Ferienwohnungsbestandes in die Kompetenz der Gemeinden. Einige Kantone
ermächtigen ihre Gemeinden ausdrücklich, im Sinne des haushälterischen Umgangs mit
dem Boden entsprechende Vorschriften zu erlassen. Gemäss der eidgenössischen
Volkszählung von 2000 betrug der Anteil der Zweit- oder Ferienwohnungen 11,8% des
schweizerischen Wohnungsbestandes. Dieser Wert variiert jedoch regional sehr stark
und liegt in den Tourismuskantonen Graubünden und Wallis bei 35%. In knapp einem
Viertel aller schweizerischen Gemeinden (rund 650) übertrifft er die 20%-Marke; diese
befinden sich vorwiegend in den touristisch geprägten Gebieten der Kantone
Graubünden, Wallis, Tessin, Bern und Waadt. Der Bundesrat anerkennt in seiner
Stellungnahme zur Initiative zwar, dass es raumplanerische Probleme im
Zusammenhang mit dem kaum eingeschränkten Bau von Zweitwohnungen gibt.
Konkrete Massnahmen möchte er aber wie bisher den Kantonen überlassen, welche
besser in der Lage seien, den lokalen Verhältnissen angepasste Lösungen zu finden. Der
Bund soll diese lediglich dazu verpflichten, sich der Problematik anzunehmen und in
ihren Richtplänen diejenigen Gebiete zu bezeichnen, in denen besondere Massnahmen
notwendig sind, um ein ausgewogenes Verhältnis zwischen Erst- und Zweitwohnungen
sicherzustellen. Eine entsprechende Teilrevision des Raumplanungsgesetzes hatte er als
flankierende Massnahme zur Aufhebung der „Lex Koller“ vorgeschlagen. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 29.10.2008
HANS HIRTER

Im März des Berichtsjahres stimmte das Schweizer Volk über die Volksinitiative
„Schluss mit dem uferlosen Bau von Zweitwohnungen“ ab, welche den
Zweitwohnungsanteil einer Gemeinde auf höchstens 20% beschränken will. Das
Volksbegehren des Umweltschützers Franz Weber wurde mit einem äusserst knappen
Volksmehr von 50,6% und einem Ständemehr von 12 3/2 Ständen entgegen den
Empfehlungen von Bundesrat und Parlament angenommen (Stimmbeteiligung 45,2%).
Während das an Zweitwohnungen arme Mittelland und allen voran Basel-Stadt (62% Ja)
das Volksbegehren begrüssten, sprachen sich die touristischen Alpenkantone Wallis
und Graubünden, die Zentralschweiz und das Tessin primär dagegen aus. Mit 74%
ablehnenden Stimmen legte der Kanton Wallis das deutlichste Nein in die Urne. Obwohl
die erste von gfs.bern durchgeführte SRG SSR Umfrage Anfang Februar einen Ja-Anteil
von 61% ausgewiesen hatte und die zweite Umfrage zehn Tage vor Abstimmung noch
immer eine positive Zustimmung von 52% zeigte, wurde die Annahme der Initiative im
Allgemeinen mit grosser Überraschung zur Kenntnis genommen. Vor den ersten
Umfrageergebnissen hatten sich die Gegner der Initiative bereits siegessicher gezeigt
und ihre Kampagne mit wenig Herzblut und dementsprechend geringem Mitteleinsatz
geführt. Sogleich nach Publikation der ersten SRG Umfrage wurde jedoch Kritik am
Gegnerkomitee und insbesondere an der GLP geäussert, welche die laue Nein-
Kampagne anführte. An einer Medienkonferenz Ende Februar gestanden Vertreter des
gegnerischen Komitees ein, die Emotionalität der Initiative unterschätzt zu haben. Die
GLP rügte, ein Engagement von Seiten der grossen Wirtschaftsvertreter habe zu Beginn
der Kampagne gefehlt. Namentlich economiesuisse habe ihre finanziellen Mittel bis zu
jenem Zeitpunkt hauptsächlich zur Bekämpfung der Ferieninitiative eingesetzt, welche
auf denselben Abstimmungstermin angesetzt war. Economiesuisse entgegnete
daraufhin, die GLP habe mit der Konkretisierung des Kampagnenkonzeptes, woran der
Verband seine finanzielle Unterstützung knüpfte, lange auf sich warten lassen. Bis zum
Abstimmungstermin wurden dann aber Investitionen in voraussichtlich sechststelligem
Betrag in Aussicht gestellt. Das Komitee distanzierte sich auch von der kurz zuvor
geschalteten, aggressiven und als kontraproduktiv erachteten Kampagne einer Gruppe
von Walliser Bauunternehmern, in welcher eine Stalin ähnelnde Figur mit Hammer und

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.03.2012
MARLÈNE GERBER
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Sichel ein Chalet zerstörte. Nichtsdestotrotz blieb das eigene finanzielle Engagement
des Gegnerkomitees insgesamt beschränkt. Nach Annahme der Initiative äusserten
auch die CVP und FDP als Kampagnenmitstreiter Kritik an der GLP und deren
mangelnder Kampagnenführung. Die GLP konterte, das Amt sei ihr von verschiedensten
Seiten aufgedrängt worden und man habe die Mitstreiter von Beginn weg auf die
bescheidenen finanziellen Eigenmittel hingewiesen.

Abstimmung vom 11. März 2012

Beteiligung: 45.2%
Ja: 1'1521598 (50.6%) / 12 3/2 Stände
Nein: 1'123'802 (49.4%) / 8 3/2 Stände

Parolen: 
– Ja: SP, EVP, GPS
– Nein: FDP, CVP, SVP, GLP(2)*, BDP; economiesuisse, SGV, SBV.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 2

In zwei Etappen aktualisierte der Bundesrat 2013 eine Liste von anfänglich 570
Gemeinden mit einem Zweitwohnungsanteil von über 20%. Insgesamt wurden im
Berichtsjahr 80 Gemeinden von dieser Liste gestrichen. Die Hälfte dieser Gemeinden,
darunter viele aus den Kantonen Bern und Tessin, hatten anhand eigener Erhebungen
erfolgreich erbracht, dass ihr Anteil an Zweitwohnungen unter dem mit der
Zweitwohnungsinitiative definierten Schwellenwert liege. Die restlichen 40 Gemeinden
wiesen aufgrund von Gemeindefusionen neu einen geringeren Zweitwohnungsanteil
aus. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 02.05.2013
MARLÈNE GERBER

Die seit dem vorjährigen Volksentscheid bestehende unsichere Rechtslage im Bereich
Zweitwohnungsbau führte auch im Berichtsjahr zur Lancierung und Beratung
zahlreicher Vorstösse. Dabei wurde insbesondere eine Standesinitiative des Kantons
Tessins äusserst kontrovers diskutiert. Diese fordert vom Bund, die
Ausführungsgesetzgebung so zu gestalten, dass für Gebirgskantone und Bergregionen
keine Nachteile erwachsen. Die erstberatende Kommission für Umwelt, Raumplanung
und Energie des Ständerats (UREK-SR) beantragte in der Vorprüfung mit deutlichem
Mehr, der Initiative keine Folge zu geben. Sie verwies dabei auf die im Vorjahr
geschaffene Übergangsverordnung, welche bereits verschiedene Ausnahmen definiert
hatte und im Tessin positiv aufgenommen worden war. Solange die Bestrebungen zur
RPG-Revision und Aufnahme der in der Verordnung enthaltenen Bestimmungen noch
nicht abgeschlossen seien, erachte es die Mehrheit der Kommission nicht als sinnvoll,
weitere Gesetzesänderungen in die Wege zu leiten. Anders entschied die
Schwesterkommission mit einem knappen Mehr von 13 zu 11 Stimmen und äusserte
somit ihren Willen, die Bedürfnisse der Bergkantone im Ausführungsgesetz angemessen
zu berücksichtigen. Die starke links-grün dominierte Kommissionsminderheit hingegen
ortete in Einklang mit der UREK-SR zum gegebenen Zeitpunkt keinen Handlungsbedarf.
Ähnlich knappe Verhältnisse offenbarten sich anschliessend in den beiden Räten.
Während der Ständerat mit 22 zu 18 Stimmen beschloss, der Initiative keine Folge zu
geben, sprachen sich 98 bürgerliche gegen 77 hauptsächlich links-grüne Nationalräte
für Folge geben aus. Unterstützung erhielt die Linke von den Nationalräten der GLP
sowie von einem Drittel der CVP/EVP-Fraktion. Das Anliegen ging somit zurück an den
Ständerat, welcher die Standesinitiative 2014 mit Festhalten an seinem Entscheid
definitiv verwerfen könnte. 4

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.09.2013
MARLÈNE GERBER

1) BBl, 2008, S. 8757 ff.; SGT, 30.10.08. Vgl. auch Die Volkswirtschaft, Nr, 5, 2008, S. 51-58.
2) BRG 08.073: AZ, 11.2.12, TA, 25.2.12, LT, 1.3.12, SGT, 14.3.12.
3) Medienmitteilungen ARE vom 2.5. und 5.11.13.
4) Kt.Iv. 12.310: AB SR, 2013, S. 228 ff.; AB NR, 2013, S. 1399 ff.; vgl. auch Mo. 13.3509 und Po. 13.3435
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